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Datum -

Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss des Sozialgerichts
Cottbus vom 17. Februar 2006 abgeÃ¤ndert. Die Antragsgegnerin wird im Wege der
einstweiligen Anordnung verurteilt, an den Antragsteller fÃ¼r Februar und MÃ¤rz
2006 jeweils 373,43 EUR auszuzahlen. Dem Antragsteller wird fÃ¼r das Verfahren
zur GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes vor dem Sozialgericht Cottbus
Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt W KgewÃ¤hrt. Im Ã�brigen
wird die Beschwerde zurÃ¼ckgewiesen. Dem Antragsteller wird auch fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt W K
bewilligt. Die Antragsgegnerin hat dem Antragsteller seine notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r das gesamte vorlÃ¤ufige Rechtsschutzverfahren
zu erstatten. â��
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GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller begehrt in einem Verfahren des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes die
Verurteilung der Antragsgegnerin, die ihm und den mit ihm in einer
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen fÃ¼r die Monate Januar bis MÃ¤rz 2006
gewÃ¤hrten Leistungen zur Grundsicherung nach dem Zweiten Buch des
Sozialgesetzbuches (SGB II) im vollen Umfange auszuzahlen.

Der Antragsteller und die mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebende M S sowie
deren 2003 geborener Sohn B S beziehen seit Januar 2005 Leistungen zur
Grundsicherung nach dem SGB II. Nach ihrem Zuzug in den ZustÃ¤ndigkeitsbereich
der Antragsgegnerin bewohnten sie ab dem 10. August 2005 eine Ã¼ber die W-
Hausverwaltung von H W angemietete Wohnung in der WStraÃ�e in F. Der auf
unbestimmte Zeit geschlossene Mietvertrag sah eine dreimonatige
KÃ¼ndigungsfrist vor; die KÃ¼ndigung musste bis zum 3. Werktag des ersten
Monats der KÃ¼ndigungsfrist schriftlich erfolgen. FÃ¼r die Wohnung gewÃ¤hrte die
Antragsgegnerin monatlich insgesamt 337,34 EUR Leistungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung. Unter dem 23. August 2005 unterzeichneten der Antragsteller und M S
eine mit "AbtretungserklÃ¤rung gemÃ¤Ã� Â§Â§ 398 ff. BGB" Ã¼berschriebene
ErklÃ¤rung, nach der sie die ihnen monatlich zustehenden Leistungen fÃ¼r die
Unterkunftskosten sowie die Vorauszahlungen fÃ¼r die Betriebs- und Heizkosten an
die W-Hausverwaltung abtreten. Weiter hieÃ� es in der ErklÃ¤rung, dass die
Abtretung solange unwiderruflich sei, wie beide LeistungsempfÃ¤nger seien und der
Mietvertrag fÃ¼r die Wohnung in der WStraÃ�e in F bestehe. Mit
Ã�nderungsbescheid vom 09. September 2005 informierte die Antragsgegnerin den
Antragsteller Ã¼ber die HÃ¶he der ihm und den mit ihm in einer
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen in der Zeit vom 01. September 2005 bis
zum 28. Februar 2006 zustehenden Leistungen. Weiter teilte sie ihm in Kenntnis der
AbtretungserklÃ¤rung mit, dass sie die (Gesamt-)Kosten der Unterkunft in HÃ¶he
von 410,00 EUR ab dem 01. Oktober 2005 direkt an den Vermieter auszahlen
werde, und tat dies auch.

Mit Schreiben vom 08. Dezember 2005 kÃ¼ndigten der Antragsteller und seine
LebensgefÃ¤hrtin den Mietvertrag Ã¼ber die o.g. Wohnung zum 16. Januar 2006.
Zur BegrÃ¼ndung beriefen sie sich auf unzumutbaren LÃ¤rm. AuÃ�erdem wÃ¼rden
sich beschwerende Mieter zu Unrecht abgemahnt. Seitens der Hausverwaltung
wurden sie daraufhin mit Schreiben vom 12. Dezember 2005 darauf hingewiesen,
dass das MietverhÃ¤ltnis erst am 31. MÃ¤rz 2006 ende und eine vorzeitige
Entlassung aus dem Mietvertrag nur erfolgen kÃ¶nne, wenn ein neuer Mieter
gefunden werde. Den genannten KÃ¼ndigungsgrÃ¼nden kÃ¶nne nicht gefolgt
werden. Es gebe keinen stÃ¶renden LÃ¤rm, vielmehr wÃ¼rden der Antragsteller
und seine LebensgefÃ¤hrtin die anderen Mieter herausfordern, um eine fristlose
KÃ¼ndigung durch den Vermieter zu provozieren. Gleichwohl unterzeichnete M S
unter dem 19. Dezember 2005 einen Nutzungsvertrag mit der
Wohnungsgenossenschaft F e.G. zum 16. Januar 2006 Ã¼ber eine Wohnung in der
GstraÃ�e in F. Unter dem 28. Dezember 2005 bestÃ¤tigte ein Mitarbeiter der
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Antragsgegnerin, die nach Aktenlage am 13. Dezember 2005 von dem
KÃ¼ndigungsschreiben des Antragstellers vom 08. Dezember 2005 sowie der
Reaktion der W-Hausverwaltung Kenntnis erhalten hatte, die Angemessenheit der
GrÃ¶Ã�e und MiethÃ¶he fÃ¼r die Wohnung in der GstraÃ�e (ohne Kaution und
Umzugskosten). Unter dem 04. Januar 2006 zeigten der Antragsteller und M S bei
der Antragsgegnerin an, dass sie am 09. Januar 2006 in die GstraÃ�e umziehen
wÃ¼rden. In einem am 02. Januar 2006 unterzeichneten Schreiben erklÃ¤rte M S
sich mit der unmittelbaren Zahlung der Miete durch die Antragsgegnerin an die
Vermieterin einverstanden.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 31. Januar 2006 teilte die Antragsgegnerin dem
Antragsteller daraufhin mit, dass ihm und den mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft
lebenden Personen in der Zeit vom 01. September 2005 bis zum 28. Februar 2006
monatliche Leistungen in HÃ¶he von 933,34 EUR zustÃ¼nden. Da der Mietvertrag
mit der W-Hausverwaltung bis zum 31. MÃ¤rz 2006 laufe, wÃ¼rde die Miete bis zu
diesem Tage aufgrund der AbtrittserklÃ¤rung an diese Ã¼berwiesen. Weiter
wÃ¼rde von dem Regelsatz die gewÃ¼nschte Ã�berweisung der Miete an die
Wohnungsgenossenschaft erfolgen. Auf den WeitergewÃ¤hrungsantrag des
Antragstellers und der M SgewÃ¤hrte die Antragsgegnerin ihnen mit Bescheid vom
08. Februar 2006 fÃ¼r den MÃ¤rz 2006 im Hinblick auf das mit der W-
Hausverwaltung fortbestehende MietverhÃ¤ltnis Leistungen in HÃ¶he von 933,34
EUR und ab dem 01. April 2006 bis zum 31. August 2006 unter BerÃ¼cksichtigung
der geringeren Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung in der neuen Wohnung
(gewÃ¤hrt in HÃ¶he von 366,77 EUR) Leistungen in HÃ¶he von 896,77 EUR.

Mit seinem am 27. Januar 2006 beim Sozialgericht Cottbus eingegangenen Antrag
auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat der inzwischen anwaltlich vertretene
Antragsteller, der am 02. Februar 2006 zusammen mit M SWiderspruch gegen den
Bescheid vom 31. Januar 2006 eingelegt und geltend gemacht hatte, dass die
LeistungshÃ¶he falsch berechnet worden sei, begehrt, ihm fÃ¼r Januar 2006 205,00
EUR zu erstatten, fÃ¼r die Monate Februar und MÃ¤rz 2006 weitere 410,00 EUR an
ihn auszuzahlen und ihm Prozesskostenhilfe zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat
er geltend gemacht, dass er wegen andauernder LÃ¤rmbelÃ¤stigungen durch
andere Mieter, Schimmelbefall und GeruchsbelÃ¤stigung durch eine im Erdgeschoss
befindliche GaststÃ¤tte mit seiner Familie in eine neue Wohnung gezogen sei. Als er
sich die Ã�bernahme der Unterkunftskosten habe bestÃ¤tigen lassen, habe er die
Bearbeiterin der Antragsgegnerin auch gebeten, die Mietzahlungen an die W-
Hausverwaltung zum Januar 2006 zu stoppen, was diese habe veranlassen wollen.
Ihm und der Bedarfsgemeinschaft stÃ¼nden monatlich nur 15,00 EUR zur
VerfÃ¼gung, was zum Leben nicht ausreiche.

Mit Beschluss vom 17. Februar 2006 hat das Sozialgericht Cottbus den Erlass der
begehrten einstweiligen Anordnung sowie die GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe
abgelehnt. Es fehle an einem Anordnungsanspruch. Streitig sei nicht die HÃ¶he des
Leistungsanspruchs, sondern allein, in welcher HÃ¶he die gewÃ¤hrten Leistungen
an den Antragsteller auszuzahlen seien. Dieser habe seinen Anspruch gegen die
Antragsgegnerin nach Â§ 398 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) in HÃ¶he der ihm
zustehenden Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung an die W-Hausverwaltung
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abgetreten und zwar solange der Mietvertrag bestehe. Nach dieser unwiderruflich
erteilten AbtretungserklÃ¤rung sei die Antragsgegnerin nicht mehr berechtigt
gewesen, die Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung an den Antragsteller zu
Ã¼berweisen. Der Mietvertrag bestehe noch bis zum 31. MÃ¤rz 2006, sodass der
Antragsteller bis zu diesem Zeitpunkt keinen Anspruch auf Auszahlung der
Mietkosten fÃ¼r die Wohnung in der WStraÃ�e habe. Der Antragsteller und seine
LebensgefÃ¤hrtin hÃ¤tten jeweils gegenÃ¼ber der Antragsgegnerin um die
Vornahme der Mietzahlung fÃ¼r die neue Wohnung unmittelbar an die Vermieterin
gebeten. Es liege an dem Antragsteller, diese ErklÃ¤rung zu widerrufen, um die
Auszahlung des vollen Regelsatzes zu erreichen. Einer Entscheidung des Gerichts
bedÃ¼rfe es dazu nicht. Aus den gleichen GrÃ¼nden mÃ¼sse auch der Antrag auf
GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe erfolglos bleiben.

Gegen diesen ihm am 22. Februar 2006 zugestellten Beschluss richtet sich die am
23. Februar 2006 eingelegte Beschwerde des Antragstellers, mit der er sein
Begehren weiterverfolgt. Er meint, die Antragsgegnerin kÃ¶nne nicht beurteilen,
wann das MietverhÃ¤ltnis mit der W-Hausverwaltung geendet habe. Soweit sie sich
auf eine AbtretungserklÃ¤rung zwischen dieser und dem Antragsteller berufe, sei
darauf hinzuweisen, dass diese gemÃ¤Ã� Â§ 400 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB)
i.V.m. Â§ 850 i der Zivilprozessordnung (ZPO) unwirksam sei. Anderes ergebe sich
auch nicht aus Â§ 22 SGB II. Er habe unter dem 08. Dezember 2005 eine fristlose
KÃ¼ndigung ausgesprochen und sich zur BegrÃ¼ndung auf den Krach im Haus, die
Ã�bergriffe der anderen Mieter, ein Strafverfahren wegen Hausfriedensbruch gegen
andere Mieter bezÃ¼glich seiner Wohnung sowie nicht zuletzt den Schimmel an den
AuÃ�enwÃ¤nden der Wohnung berufen. Die Antragsgegnerin habe dem Umzug
bereits am 08. Dezember 2005 zugestimmt. Der Mietvertrag mit der W-
Hausverwaltung ende daher nicht erst zum 31. MÃ¤rz 2006. Den finanziellen
Engpass habe mithin nicht er verschuldet. Er sei nicht ohne Vorliegen von wichtigen
GrÃ¼nden noch wÃ¤hrend der KÃ¼ndigungsfrist in eine neue Wohnung
umgezogen, wie die Antragsgegnerin behaupte. Im Ã�brigen sei die alte Wohnung
in der WStraÃ�e spÃ¤testens seit dem 03. MÃ¤rz 2006 wieder neu vermietet. Es
seien Gardinen angebracht und befÃ¤nden sich Blumen im Fenster. Eine Nachbarin
habe bestÃ¤tigt, dass eine Frau mit zwei Kindern eingezogen sei.

Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgerichts Cottbus vom 17. Februar 2006 aufzuheben, die
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verurteilen, fÃ¼r Januar
2006 noch 205,00 EUR sowie fÃ¼r Februar und MÃ¤rz 2006 jeweils noch 410,00
EUR an ihn auszuzahlen, und ihm fÃ¼r das einstweilige Rechtsschutzverfahren vor
dem Sozialgericht Cottbus sowie das Beschwerdeverfahren Prozesskostenhilfe unter
Beiordnung seines VerfahrensbevollmÃ¤chtigten zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Beschluss fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend trÃ¤gt sie vor,
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dass ihr keine Nachweise Ã¼ber eine wirksame auÃ�erordentliche KÃ¼ndigung des
mit Herrn W geschlossenen Mietvertrages vorlÃ¤gen. Sie mÃ¼sse daher davon
ausgehen, dass das MietverhÃ¤ltnis erst zum 31. MÃ¤rz 2006 geendet habe.
Dementsprechend habe sie die Miete an die W-Hausverwaltung zahlen mÃ¼ssen.
Die AbtretungserklÃ¤rung habe Bestand und binde sie. Der Auffassung, dass die
Vereinbarung gemÃ¤Ã� Â§ 400 BGB i.V.m. Â§ 850 i ZPO unwirksam sei, kÃ¶nne
nicht gefolgt werden. Angesichts des mit der AbtretungserklÃ¤rung verfolgten
Zwecks, die regelmÃ¤Ã�igen und pÃ¼nktlichen Mietzinszahlungen und damit
einhergehend auch die zweckentsprechende Verwendung von Ã¶ffentlichen
Finanzmitteln zu gewÃ¤hrleisten, sei es hier schon sehr zweifelhaft, ob Ã¼berhaupt
der Anwendungsbereich des Â§ 400 BGB erÃ¶ffnet sei. Jedenfalls sei Â§ 400 BGB
trotz des Vorliegens der Voraussetzungen nach dem Normzweck z.B. dann nicht
anwendbar, wenn der Zedent von dem Zessionar eine seiner Forderung
entsprechende wirtschaftlich gleichwertige Leistung erhalte, wie es auch Â§ 53 Abs.
2 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB I) regele, der als speziellere
Vorschrift vor den Â§Â§ 850-850 i ZPO anzuwenden sei. Vorliegend befriedige die
Leistung gerade die BedÃ¼rfnisse, deren Schutz die UnpfÃ¤ndbarkeitsregelungen
dienen sollten (Sicherung des Lebensunterhaltes). Sofern man trotz der dargelegten
grundsÃ¤tzlichen Zweifel an der Anwendbarkeit der Regelungen Â§ 53 SGB I als
einschlÃ¤gig ansehe, gelte Absatz 2. Danach kÃ¶nnten Geldleistungen abgetreten
werden, wenn sie zum Ausgleich von VorschÃ¼ssen dienten oder sonst im
wohlverstandenen Interesse des Berechtigten lÃ¤gen. Insoweit werde dem
LeistungsempfÃ¤nger eine VerfÃ¼gungsbefugnis zugestanden. Das
wohlverstandene Interesse fÃ¼r den LeistungsempfÃ¤nger liege hier vor, da ein
gleichwertiger VermÃ¶gensvorteil erworben werde. Bei der GewÃ¤hrung von
Unterkunft sei dies regelmÃ¤Ã�ig der Fall. SchlieÃ�lich sei durch den Antragsteller
kein Nachweis Ã¼ber die tatsÃ¤chliche Vermietung der gegenstÃ¤ndlichen
Wohnung erbracht. Eigene Ermittlungen ihrerseits seien insoweit erfolglos
geblieben.

II.

1. Aus Sicht des Senats spricht viel dafÃ¼r, dass im vorliegenden Verfahren ein
zutreffendes Aktivrubrum neben dem Antragsteller auch dessen LebensgefÃ¤hrtin
M S und deren minderjÃ¤hrigen Sohn B S als weitere Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft zu bezeichnen hÃ¤tte. Im Interesse der Beschleunigung des
einstweiligen Rechtsschutzverfahrens geht er vorliegend jedoch davon aus, dass
der Antragsteller das Verfahren als Vertreter der Bedarfsgemeinschaft fÃ¼hrt,
zumal auch die verfahrensgegenstÃ¤ndlichen Bescheide durchweg allein an ihn
gerichtet sind.

2. Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Cottbus vom 17. Februar 2006 ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 172 Abs. 1 und 173
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig. Sie hat ferner in dem aus dem Tenor
ersichtlichen Umfang Erfolg. Das Sozialgericht Cottbus beurteilt die Sach- und
Rechtslage nicht Ã¼berzeugend.

Nach Â§ 86b Abs. 2 SGG sind einstweilige Anordnungen zur Regelung eines
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vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint.
Dies setzt voraus, dass sowohl ein Anordnungsanspruch als auch ein
Anordnungsgrund glaubhaft gemacht werden. Dies ist vorliegend â�� bezogen auf
die Monate Februar und MÃ¤rz 2006 â�� der Fall.

Der Antragsteller, der die Auszahlung eines aus seiner Sicht noch offenen
Teilbetrages der der Bedarfsgemeinschaft bewilligten Leistungen zur Sicherung des
Existenzminimums begehrt, hat ein BedÃ¼rfnis an einer Entscheidung im
einstweiligen Rechtsschutzverfahren und damit einen Anordnungsgrund glaubhaft
gemacht. Zwar wÃ¼rde die Auszahlung etwaiger dem Antragsteller, seiner
LebensgefÃ¤hrtin und deren Sohn noch zustehender Leistungen zur Grundsicherung
nachtrÃ¤glich erfolgen, wenn sich im Hauptsacheverfahren herausstellen sollte,
dass die Antragsgegnerin deren AnsprÃ¼che im fraglichen Zeitraum nicht
(vollstÃ¤ndig) erfÃ¼llt hat. Bezogen auf den Zeitraum ab Antragstellung bei Gericht
am 27. Januar 2006 ist jedoch fÃ¼r die Monate Februar und MÃ¤rz 2006 das
Existenzminimum nicht gedeckt. Denn in diesem Zeitraum hat die Antragsgegnerin
dem Antragsteller und den mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen monatliche Leistungen in HÃ¶he von 933,34 EUR gewÃ¤hrt. Davon hat sie
410,00 EUR an die W-Hausverwaltung und weitere 379,56 EUR an die
Wohnungsgenossenschaft Ã¼berwiesen. An den Antragsteller hat sie hingegen nur
143,78 EUR und damit Leistungen in einer HÃ¶he, die das Existenzminimum nicht
befriedigen, ausgezahlt. Diese erhebliche BeeintrÃ¤chtigung kann nachtrÃ¤glich
nicht mehr ausgeglichen werden. Der elementare Lebensbedarf eines Menschen
kann grundsÃ¤tzlich nur in dem Augenblick befriedigt werden, in dem er entsteht
("GegenwÃ¤rtigkeitsprinzip").

Weiter spricht viel dafÃ¼r, dass die Antragsgegnerin im Hauptsacheverfahren
verurteilt werden wird, an die aus dem Antragsteller, seiner LebensgefÃ¤hrtin und
deren Sohn bestehende Bedarfsgemeinschaft fÃ¼r Februar und MÃ¤rz 2006 je
weitere 373,43 EUR auszuzahlen, sodass auch ein Anordnungsanspruch besteht.

Soweit die Antragsgegnerin fÃ¼r den Februar und MÃ¤rz 2006 neben den
Regelleistungen Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von weiterhin
403,34 EUR gewÃ¤hrt hat, ist dies nicht zutreffend. Vielmehr hÃ¤tten dem
Antragsteller, seiner LebensgefÃ¤hrtin und deren Sohn lediglich die Kosten fÃ¼r die
neue Wohnung in der GstraÃ�e zugestanden, die seitens der Antragstellerin im
weiteren Verlauf in HÃ¶he von 366,77 EUR zuerkannt wurden, und dies
unabhÃ¤ngig davon, wann das MietverhÃ¤ltnis Ã¼ber die Wohnung in der W-L-
StraÃ�e geendet hat. Denn die den HilfebedÃ¼rftigen nach Â§ 22 SGB II zu
gewÃ¤hrenden Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung sind stets nur fÃ¼r eine
einzige Unterkunft anzuerkennen, auch wenn der HilfebedÃ¼rftige mehrere
UnterkÃ¼nfte angemietet hat und rechtlich nutzen kann. Entscheidend ist dann die
(vorrangig) tatsÃ¤chlich genutzte Unterkunft (vgl. Berlit in LPK-SGB II, Â§ 22 Rn. 14).
Dies aber war im fraglichen Zeitraum unstreitig die Wohnung in der GstraÃ�e. Bei
etwaigen fortlaufenden Mietverbindlichkeiten fÃ¼r die Wohnung in der W-L-StraÃ�e
handelte es sich mithin nicht um tatsÃ¤chliche Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung, fÃ¼r die die Antragsgegnerin nach Â§ 22 SGB II einzustehen hatte.
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Soweit die Antragsgegnerin meint, sie sei aufgrund der von dem Antragsteller und
seiner LebensgefÃ¤hrtin unter dem 23. August 2005 unterzeichneten
"AbtretungserklÃ¤rung gemÃ¤Ã� Â§Â§ 398 ff. BGB" verpflichtet gewesen, bis zum
31. MÃ¤rz 2006 die Miete an die W-Hausverwaltung auszuzahlen, vermag der Senat
ihr nicht zu folgen.

Zwar geht das Gericht â�� wie die Antragsgegnerin â�� nicht davon aus, dass der
Antragsteller und seine LebensgefÃ¤hrtin den Mietvertrag Ã¼ber die Wohnung in
der W-L-StraÃ�e wirksam auÃ�erordentlich zum 16. Januar 2006 gekÃ¼ndigt haben.
Es spricht vielmehr nur wenig fÃ¼r das Vorliegen eines wichtigen Grundes, der dem
Antragsteller und seiner LebensgefÃ¤hrtin unter BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalls, insbesondere eines Verschuldens der Vertragsparteien,
und unter AbwÃ¤gung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des
MietverhÃ¤ltnisses bis zum Ablauf der KÃ¼ndigungsfrist oder bis zur sonstigen
Beendigung des MietverhÃ¤ltnisses unzumutbar gemacht hÃ¤tte (vgl. Â§ 543 Abs. 1
BGB). Der â�� bereits in sich widersprÃ¼chliche â�� Vortrag des Antragstellers im
erstinstanzlichen und im Beschwerdeverfahren zu den angeblich vorgebrachten
KÃ¼ndigungsgrÃ¼nden ist offensichtlich unwahr. Das Schreiben vom 08. Dezember
2005 benennt als KÃ¼ndigungsgrÃ¼nde lediglich vage unzumutbaren LÃ¤rm sowie
die unrechtmÃ¤Ã�ige Abmahnung sich beschwerender Mieter. Davon, dass dies
eine wirksame auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung rechtfertigen kÃ¶nnte, kann
jedenfalls kaum ausgegangen werden. Letztlich bedarf dies hier jedoch keiner
abschlieÃ�enden KlÃ¤rung. Denn die von dem Antragsteller und seiner
LebensgefÃ¤hrtin unter dem 23. August 2005 unterzeichnete, bis zum Ende des
MietverhÃ¤ltnisses befristete AbtretungserklÃ¤rung ihrer AnsprÃ¼che auf
Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung ist bei summarischer PrÃ¼fung
unwirksam.

Der Antragsteller und seine LebensgefÃ¤hrtin haben vorliegend eine ErklÃ¤rung
unterzeichnet, nach der sie "im Interesse der zweckentsprechenden Verwendung
der Miete die ihnen monatlich zustehenden Leistungen fÃ¼r die Unterkunftskosten
sowie die Vorauszahlungen fÃ¼r die Betriebs- und Heizkosten fÃ¼r die Dauer des
MietverhÃ¤ltnisses Ã¼ber die Wohnung in der WStraÃ�e in F an die W-
Hausverwaltung abtreten". Diese zwischen den Mietparteien als Abtretung
bezeichnete ErklÃ¤rung stellt sich sozialrechtlich als Ã�bertragung von
AnsprÃ¼chen nach Â§ 53 SGB I dar. Auch in dessen Anwendungsbereich erfolgt die
Ã�bertragung durch einen Abtretungsvertrag, fÃ¼r den das BGB gilt, soweit dessen
Regelungen nicht gegenstandslos sind oder durch die spezielleren, vorrangigen
Normen des Sozialgesetzbuchs â�� Â§ 53 Abs. 2â��5 SGB I â�� verdrÃ¤ngt werden.

Nach Â§ 53 Abs. 2 Nr. 2 SGB I kÃ¶nnen AnsprÃ¼che auf Geldleistungen
Ã¼bertragen und verpfÃ¤ndet werden, wenn der zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger
feststellt, dass die Ã�bertragung oder VerpfÃ¤ndung im wohlverstandenen
Interesse des Berechtigten liegt. GemÃ¤Ã� Absatz 3 der Vorschrift kÃ¶nnen
AnsprÃ¼che auf laufende Geldleistungen, die der Sicherung des Lebensunterhaltes
zu dienen bestimmt sind, in anderen FÃ¤llen Ã¼bertragen und verpfÃ¤ndet werden,
soweit sie den fÃ¼r Arbeitseinkommen geltenden unpfÃ¤ndbaren Betrag
Ã¼bersteigen. Da im Rahmen der GewÃ¤hrung von Leistungen zur Grundsicherung
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fÃ¼r eine Ã�bertragung von AnsprÃ¼chen nach Â§ 53 Abs. 3 SGB I kein Raum ist,
kommt es hier allein auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2
an. Dabei ist die ZulÃ¤ssigkeit der Abtretung nach Absatz 2 unabhÃ¤ngig von den
Voraussetzungen des Absatzes 3 zu beurteilen, sodass grundsÃ¤tzlich auch ein
nicht pfÃ¤ndbarer Betrag abgetreten werden kann, sofern dies nur im
wohlverstandenen Interesse des Berechtigten liegt (vgl. BSG, Urteil vom
14.08.1984, 10 RKg 19/83, SozR 1200 Â§ 53 Nr. 2). Dies setzt jedoch eine
Feststellung â�� und somit notwendigerweise auch eine PrÃ¼fung â�� des
wohlverstandenen Interesses durch den LeistungstrÃ¤ger voraus. Ohne eine
entsprechende Feststellung fehlt der Abtretung eine Wirksamkeitsvoraussetzung.
Ob die Antragsgegnerin eine entsprechende PrÃ¼fung durchgefÃ¼hrt und mit
ihrem Bescheid vom 09. September 2005, in dem sie u.a. ausgefÃ¼hrt hat, dass sie
die Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von 410,00 EUR ab dem 01. Oktober 2005
direkt an den Vermieter auszahlen werde, durch Erlass eines Verwaltungsaktes mit
privatrechtsgestaltender Wirkung zum Abschluss gebracht hat, erscheint sehr
zweifelhaft. Vielmehr spricht hier vieles dafÃ¼r, dass erstmals im
Beschwerdeverfahren die Wirksamkeit der AbtretungserklÃ¤rung Ã¼berhaupt
erwogen wurde.

Insbesondere aber hat der Senat ganz erhebliche Bedenken, ob die Abtretung der
dem Antragsteller, seiner LebensgefÃ¤hrtin und deren Sohn zustehenden
AnsprÃ¼che fÃ¼r die Kosten der Unterkunft an die W-Hausverwaltung tatsÃ¤chlich
im wohlverstandenen Interesse der LeistungsempfÃ¤nger gelegen haben kann. Die
pauschale Behauptung der Antragsgegnerin, bei der GewÃ¤hrung von Unterkunft
werde stets ein gleichwertiger VermÃ¶gensvorteil erworben, sodass das
wohlverstandene Interesse zu bejahen sei, dÃ¼rfte zu kurz greifen. Mit der
Schaffung des SGB II hat der Gesetzgeber gerade die StÃ¤rkung der
Eigenverantwortung des LeistungsempfÃ¤ngers im Auge gehabt. Dementsprechend
sollen die Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung grundsÃ¤tzlich auch an ihn
ausgezahlt werden. Lediglich fÃ¼r den Fall, dass eine zweckentsprechende
Verwendung der Leistungen durch den HilfebedÃ¼rftigen nicht sichergestellt ist,
wird durch Â§ 22 Abs. 4 SGB II den kommunalen TrÃ¤gern die MÃ¶glichkeit
erÃ¶ffnet, Unterkunfts- und Heizungskosten direkt an den Vermieter zu zahlen. Dies
ist jedoch an enge Voraussetzungen geknÃ¼pft, die restriktiv auszulegen sind.
Denn die Zahlung der Unterkunftskosten an Dritte trÃ¤gt die Gefahr einer
EntmÃ¼ndigung des HilfebedÃ¼rftigen oder zumindest das Risiko in sich, vom
Hilfesuchenden als EntmÃ¼ndigung wahrgenommen zu werden (vgl. Lang in Eicher/
Spellbrink, SGB II Â§ 22 Rn. 97). Entspricht es mithin der Intention des
Gesetzgebers, dem HilfebedÃ¼rftigen eine weitgehende Dispositionsbefugnis auch
Ã¼ber die Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung zu erhalten, kÃ¶nnte diese
durch eine â�� zweifelsohne vorrangig im Interesse der Vermieter liegende â��
Abtretung der AnsprÃ¼che unterlaufen werden.

Gegen die Annahme eines wohlverstandenen Interesses des Antragstellers und im
Ã�brigen auch der LeistungstrÃ¤ger spricht weiter, dass ein Abtretungsvertrag â��
anders als ein isolierter Auszahlungsauftrag des HilfebedÃ¼rftigen an den
LeistungstrÃ¤ger â�� nicht jederzeit beendet werden kann. Vielmehr fÃ¼hrt bei
einem Abtretungsvertrag ein einseitiger Widerruf gerade nicht zur Beendigung des
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VerhÃ¤ltnisses. TrÃ¤gt mithin in FÃ¤llen wie dem vorliegenden Ã¼blicherweise der
Vermieter das Risiko, von einem â�� wahrscheinlich â�� vor Ablauf der
KÃ¼ndigungsfrist und damit Ende des MietverhÃ¤ltnisses ausziehenden und nicht
hinreichend solventen Mieter die Miete nicht zu erhalten, wird dieses Risiko im Falle
der Abtretung in nicht unerheblichem MaÃ�e auf die LeistungstrÃ¤ger verlagert.
Denn diese blieben verpflichtet, dem HilfebedÃ¼rftigen neben den nur in engen
Grenzen zu reduzierenden oder mit anderen AnsprÃ¼chen aufzurechnenden
Regelleistungen die Kosten fÃ¼r die tatsÃ¤chlich in Anspruch genommene
Unterkunft zu gewÃ¤hren. Zugleich aber sÃ¤hen sie sich aufgrund einer Abtretung
von AnsprÃ¼chen auf Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung AnsprÃ¼chen eines
ehemaligen Vermieters ausgesetzt. Insoweit wÃ¤ren die LeistungstrÃ¤ger dann â��
jedenfalls bei AbtretungserklÃ¤rungen wie der hier vorliegenden â�� gehalten zu
prÃ¼fen, wann das MietverhÃ¤ltnis endet, was ihre Kompetenz Ã¼bersteigen
dÃ¼rfte. Weiter mÃ¼ssten sie sich inhaltlich damit auseinandersetzen, welche
AnsprÃ¼che die AbtretungserklÃ¤rung Ã¼berhaupt umfasst. Die Antragsgegnerin
ist hier â�� wie offenbar auch die W-Hausverwaltung â�� davon ausgegangen, dass
dem Antragsteller und den mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen bis zum vermeintlichen Ende des Mietvertrages am 31. MÃ¤rz 2006 ein
Anspruch auf Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 403,34 EUR
zusteht. Dies ist aber â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� nicht der Fall. Wenn die
HilfebedÃ¼rftigen aber ab Auszug aus der Wohnung in der W-L-StraÃ�e gar keinen
Anspruch auf Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r diese Wohnung mehr
hatten, konnte die W-Hausverwaltung auch keine AnsprÃ¼che mehr geltend
machen. Denn eine Abtretung, die sich auf â�� nicht wohnungsbezogene â��
AnsprÃ¼che des HilfebedÃ¼rftigen gegen den LeistungstrÃ¤ger fÃ¼r Unterkunft
und Heizung beziehen soll, ist zum einen schon nicht zu beziffern. Zum anderen
dient sie aber sicher nicht mehr dem wohlverstandenen Interesse des
HilfebedÃ¼rftigen, denn mit ihr wird dann gerade nicht mehr die GewÃ¤hrung von
tatsÃ¤chlicher Unterkunft gesichert, sondern allein die Befriedigung etwaiger
MietansprÃ¼che oder gar â��schulden gewÃ¤hrleistet.

Nach alledem war die Antragsgegnerin nicht berechtigt, fÃ¼r Februar und MÃ¤rz
2006 noch jeweils 410,00 EUR an die W-Hausverwaltung auszuzahlen. Vielmehr
hatte sie dem Antragsteller, seiner LebensgefÃ¤hrtin und deren Sohn die auf
insgesamt 795,00 EUR bezifferten Regelleistungen und 366,77 EUR Leistungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung abzÃ¼glich des angenommenen Einkommens in HÃ¶he von
265,00 EUR, mithin insgesamt 896,77 EUR zu gewÃ¤hren. Hiervon hat sie im
fraglichen Zeitraum auf Wunsch des Antragstellers und seiner LebensgefÃ¤hrtin
379,56 EUR an die Wohnungsgenossenschaft Ã¼berwiesen und an die
HilfebedÃ¼rftigen 143,78 EUR ausgezahlt. Es verbleibt daher ein nicht befriedigter
Differenzbetrag in HÃ¶he von 373,43 EUR monatlich, zu deren Auszahlung die
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verurteilen war. Soweit
der Antragsteller stattdessen 410,00 EUR begehrt hat, konnte sein Begehren kein
Erfolg haben. Der Senat verkennt nicht, dass ihm auf der Grundlage des â��
fehlerhaften, bisher nicht aufgehobenen Bescheides â�� der Antragsgegnerin dieser
Betrag zustehen wÃ¼rde. Er sieht jedoch keine Veranlassung, in dem auf
vorlÃ¤ufige Sicherung von AnsprÃ¼chen gerichteten einstweiligen
Rechtsschutzverfahren einen tatsÃ¤chlich nicht bestehenden Anspruch
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zuzusprechen.

Soweit der Antragsteller darÃ¼ber hinaus auch fÃ¼r den Januar 2006 die
Auszahlung eines Teilbetrages in HÃ¶he von 205,00 EUR begehrt, kam der Erlass
einer einstweiligen Anordnung nicht in Betracht. Einstweilige Anordnungen sind zur
Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis nur zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Das ist fÃ¼r den Januar 2006 jedoch zu
verneinen. Bezogen auf den entscheidenden Zeitpunkt der Antragstellung beim
Sozialgericht Cottbus am Freitag, den 27. Januar 2006, war der Monat, fÃ¼r den der
Antragsteller die Auszahlung der Leistungen zur Grundsicherung nach dem SGB II
begehrt, fast vollstÃ¤ndig abgelaufen. FÃ¼r diesen Zeitraum konnte kein eiliges
RegelungsbedÃ¼rfnis (mehr) bestehen, weil dem Antragsteller durch die Versagung
der Leistungen fÃ¼r die Vergangenheit keine wesentlichen Nachteile mehr
entstehen konnten, die sich durch den Erlass der auf eine zukÃ¼nftige Regelung
gerichteten einstweiligen Anordnung noch abwenden lieÃ�en. Denn der
Antragsteller hatte im Januar 2006 seinen Lebensunterhalt aus eigenen oder
fremden Mitteln gedeckt, sodass er hierfÃ¼r auf die begehrten Leistungen zur
Grundsicherung bei Antragstellung nicht mehr angewiesen war. FÃ¼r die
Wiederherstellung dazu aufgewandten eigenen VermÃ¶gens kann die begehrte
einstweilige Anordnung nicht ergehen, weil die damit verbundenen Nachteile
bereits eingetreten waren und deshalb nicht mehr abgewendet werden kÃ¶nnen,
was Voraussetzung der GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes nach Â§ 86b SGG
ist. Dies gilt gleichermaÃ�en, soweit der Antragsteller Schulden eingegangen sein
sollte. Die dem Antragsteller bis zum Zeitpunkt der Antragstellung beim
Sozialgericht entstandenen Nachteile kÃ¶nnen deshalb nur im Rahmen eines
eventuellen Hauptsacheverfahrens beseitigt werden. Dies muss hier umso mehr
gelten, als die Leistungen nach dem SGB II im Voraus erbracht werden. Als der
Antragsteller und seine LebensgefÃ¤hrtin am 04. Januar 2006 die Antragsgegnerin
von dem anstehenden Umzug informiert haben, waren die Leistungen fÃ¼r Januar
2006 bereits ausgezahlt.

3. Aus den dargelegten GrÃ¼nden war dem Antragsteller auch sowohl fÃ¼r das
Verfahren vor dem Sozialgericht Cottbus als auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren
Prozesskostenhilfe unter Beiordnung seines VerfahrensbevollmÃ¤chtigten zu
gewÃ¤hren (Â§ 73a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 114 ff. ZPO).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG analog.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 29.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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